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^Hessen und Bremen 

tehren ziehen - 
rs halten 

^»«1      uns in Bremen behauptet und in 
^h1e,ne Niederlage erlitten, denn wir 
%2*B* Wahlziel — die Ablösung der so- 
^«lehl°kratlscnen Landesregierung — nicht 
08. s"

1, bellte Helmut Kohl am Montag   . 
Wptember) fest. Präsidium und Bundes- 
'einj''" <*er Partei sind übereinstimmend der 

steCL n9. daß wir diese Lektion nicht weg- 
9,5 rieilUnd wegwischen dürfen, daß aber der 
N J! 9 erkannte Weg, wie er in der Regie- 
ent£*rklr 

s 
«'ärung festgelegt worden ist, 

n,eden und offensiv fortgesetzt werden 

S%M6lnen sa9te Helmut Kohl vor der Bundespres- 
ift) ÖUn

e
rt
renz: Wir haben eingehend im Präsidium und 

N ör esvorstand der Partei die Wahlen in Hessen 
9enh6it

errien analysiert. Ich will noch einmal die Gele- 
^Mejo Wanrr>ehmen, allen unseren Freunden in den 
^h|kä

r9an'sationen, unseren Mitgliedern, unseren 
^Pfern für ihren hervorragenden Ei.— 
"Das gilt insbesondere für die beiden Spit- 

dHen pfern fur ihren hervorragenden Einsatz zu 
?8niJJ\.Das gilt insbesondere für die beiden Spit- 
tfir Wa||   aten Bernd Neumann in Bremen und Wal- 
&*s ^   ann in Hessen. 

r9ebnis in Bremen hat, und das ist die einmüti- ge 
1%^ assung des Bundesvorstandes, unseren bre- 

n Freunden, wenn man die Wahlergebnisse 
(Fortsetzung auf Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

seit zwei Jahrzehnten analysiert, deutlich 
gemacht, daß unter den besonderen Ge- 
gebenheiten dieser Hansestadt und selbst 
bei einem sehr intensiven Wahlkampf für 
das Stimmergebnis der CDU offensicht- 
lich eine Art Obergrenze zwischen 33 und 
35 Prozent liegt. Das ist eine Erkenntnis, 
die wir einfach akzeptieren müssen und 
das ändert nichts daran, daß wir versu- 
chen werden, unsere Chancen immer wie- 
der zu verbessern. 

Das zweite, was ebenfalls für Bremen 
symptomatisch gesagt werden kann, ist, 
daß es für die Sozialdemokraten dort ein- 
fach eine Chance gibt, um die 50 Prozent 
der Wähler und damit die absolute Mehr- 
heit gewinnen zu können. 

Bemerkenswert finden wir am Ergebnis 
der Grünen in Bremen, daß sich für diese 
Gruppierung — obwohl mit verschiedenen 
Listen antretend — die Chance ergeben 
hat, mit einer Liste ins Parlament einzuzie- 
hen. 

Das Ergebnis der FDP in Bremen ist 
weit über die Hansestadt hinaus von 
großer Bedeutung. Der bremische 
Landesverband der FDP hat sich in 
seiner Wahlaussage in einen klaren 
Gegensatz zur Bundespartei gesetzt 
und auch zur Aussage seines Schwe- 
sterverbandes in Hessen. Er hat mit 
einer Aussage zugunsten der Sozial- 
demokraten in Bremen Schiffbruch er- 
litten. 

Bevor ich ein Wort zu den Zahlen in Hes- 
sen sage, will ich vorausschicken, wie 
sehr wir alle, und ich ganz besonders, 
empfinden, daß diese Niederlage für unse- 
re Freunde dort besonders bitter ist. Sie 
haben in zwölf Monaten drei Wahlen 
durchstehen müssen, und wer etwas von 
Landtagswahlkämpfen versteht, von Wahl- 
kämpfen überhaupt, der weiß, was es be- 
deutet, alle drei, vier Monate eine Land- 

eine    Bundestag ^ 
Und das ist  ^ 

gerade in der jetzigen Situation naC
mße 

idere" 

tagswahl    bzw. 
schlagen zu müssen 

Wa 0[ 
Verlust an Mandaten von beson 
wicht. 
Wir haben in Hessen eine klare -_ 
sage unseres Freundes Walter Wa ^. 
gehabt zugunsten einer Koalition o * 
te von CDU und FDP. Das war insote ^ 
türlich auch eine Wahlaussage zu9 ^ $ 
der FDP. Es ist unübersehbar, d*g« 
Freien Demokraten von dieser A ^ 
erheblichen Nutzen gezogen habe '^y 
es ist ebenso unübersehbar, daß d'^f 
des Landesverbandes Hessen bei 

P 
Wahl Opfer gebracht hat. 

Dennoch lege ich Wert auf die 

Stellung, daß Walter Wallmann {Q 

Entscheidung vor der Wahl ni   $ 
sich allein getroffen hat, sond«r ^ 
im vollen Einverständnis und '". y 
ger Übereinkunft mit mir g«sC . <ji« 
ist. Und ich lege auch Wert a ^ 
Feststellung, daß dies nach <*et  ^ 
nachdem die Wahl verlorengefl 
Ist, ebenso deutlich gesagt wird- 

Diese Entscheidung war ein Risiko-   ^ 
ben sie nach Abwägung aller KomP ^ 
ten gemeinsam getroffen. Es war e"   ^ 
ko, weil wir davon ausgegangen sin • ^ 
wir hatten Grund zu dieser Annahn1 ^ 
die CDU für sich allein nicht in der y 
sein wird, in Hessen, das ja trad y 
kein CDU-Land ist, die absolute Me / 
zu gewinnen. Die Rechnung ist nie 
gegangen. ^1 
Ich lege aber auch Wert auf die Fe ^ f 
lung, daß heute in der Sitzung 5°* ^ 
Präsidium als auch im Bundesvorst ^ 
le Teilnehmer diese Entscheidung aü ^ 
nachhinein noch einmal als richtig pj$ 
den haben. Es gab keine kontrovers^ 
kussion im Bundesvorstand zu diese ^ 
ge. Wir sind das Risiko eingegange^ f 
zuletzt auch im Blick auf die Koa||!l 

Bund. i 



UiD 30 • 29. September 1983 • Seite 3 

l^bnisse der letzten Landtagswahlen 

letzte Wahl (in Prozent) 

CDU       SPD       Grüne      FDP DKP 
nächste 

Wahl 

emberg 

ästfalen CS-We 

10. 5. 1981 
16.   3. 1980 
10. 10. 1982 
25. 9. 1983 
19. 12. 1982 
25. 9. 1983 
21.   3.1982 
11. 5.1980 

3. 1983 
27.   4.1980 
13.   3. 1983 

3. 1983 

48,0 
53,4 
58,32) 
33,31 
38,6 
39,4 
50,7 
43,2 
51,9 
44,0 
49,0 
48,83) 

38,3 
32,5 
31,9 
51,35 
51,3 
46,2 
36,5 
48,4 
39,6 
45,4 
43,7 
38,2 

7,2 
5,3 
4,6 
5,434) 
6,8 
5,9 
6,5 
3,0 
4,5 
2,9 
3,6 
5,6 

5,6 
8,3 
3,5 
4,59 
2,6 
7,6 
5,9 
4,98 
3,5 
6,9 
2,2 
7,0 

0,61) 
0,3 
0,2 

0,4 
0,3 
0,3 
0,3 
0,2 
0,5 
0,1 
0,2 

1985 
1984 
1986 
1987 
1986 
1987 
1986 
1985 
1987 
1985 
1987 
1987 

•) BGL (Grüne): 2,36% 
Die Grünen. 5,43% 

lllllllllllll 

Sn6
en Uns bei dieser Entscheidung 

%ch'nnert. daß es Ja nicht zuletzt die 
der « ne pDp wari die vor einem Jahr mit 
Vn *9an9spunkt für die Bildung der 
V rj   °a|ition war und sie ermöglicht 
^bfJ5 alles hat unsere Entscheidung 

SnTnflußt- 
? festÜl d'e Er9ebnisse betrachte, kann 
hW    en: Wir haben uns in Bremen 
Seru6t'Und wir haben in Hessen eine 

über *Den in einer ersten Analyse 
%s Gründe gesprochen. Tatsa- 
Scflä Cne|nt zu sein, daß nach unserer 
% Q Un9 «"eh etwa 100000 Wähler 
Qie GIOn zu Hause geblieben sind. 
9ert ünde für dieses Verhalten lle- 
de5D

9a.nz eindeutig nicht in der Lan- 
ier» kk' s°ndern in den notwendi- 

gsten, denn wir haben das 
;r*tisch ~~" die Ablosun9 der sozialdemo- 

n Landesregierung — nicht er- 

9«n 
9^n 
'die 

« ri
bundesPolitischen Entscheidun- 

W  er,e*zten Monate. 

*"'9en ^Parmaßnahmen, die wir zur über- 
^^   Sanierung des Bundeshaushaltes 

iiiiiiiiiiiiiiiiiii m»" ••••••••••• »» 

auf den Weg bringen mußten, etwa seit 
Mai, gegenüber dem breiten Publikum be- 
gründen zu können, hatten wir sehr we- 
nig, zu wenig Zeit — ein Zeitraum von nur 
fünf Monaten. Dies hat sicherlich mit zu 
diesem Ergebnis beigetragen. 

Die Konsequenz, die wir daraus zu 
ziehen haben, ist, daß das, was jetzt 
notwendig ist, um wirtschaftlichen 
Aufschwung zu begründen — und die 
Voraussetzung dafür ist eine Sanie- 
rung der öffentlichen Finanzen — 
noch sehr viel breiter von uns und 
sehr viel offensiver vorgetragen wer- 
den muß. 

Die Erfahrungen aus drei Jahrzehnten 
Bundesrepublik zeigen, daß nach Bundes- 
tagswahlen die jeweilige Regierungspartei 
in Bonn immer ihre Probleme bei den dar- 
auffolgenden Landtagswahlen hatte. Dies 
hat sich jetzt bestätigt. Daß angesichts 
der drastisch notwendigen Sparmaßnah- 
men dieses Argument besonders gewich- 
tig ist, versteht sich für mich von selbst. 

Wir waren uns alle darin einig, daß der als 
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richtig erkannte Kurs, den wir in der Re- 
gierungserklärung zum Ausdruck ge- 
bracht hatten, entschiedener in der Zu- 
kunft weitergefahren werden muß. Unsere 
Gremien, die Parteigremien ebenso wie 
die Bundesregierung als der Träger der 
Verantwortung und der Entscheidung, 
werden sich in den nächsten Wochen vor 
wichtige Fragen gestellt sehen; Fragen, 
die jetzt entschieden werden müssen. 

Ich will nur die Stichworte nennen: Kohle, 
Stahl und Werften. Wir haben eine Diskus- 
sion begonnen, die wir in den nächsten 
Wochen, jedenfalls bis zum frühen Früh- 
jahr, zu Ende bringen wollen, das schließt 
natürlich die Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit ein. 

Wir wollen Anfang des nächsten Jah- 
res — ob Februar oder März ist noch 
offen — auf einem Fachkongreß die 
Zukunft der jungen Generation im 
Blick auf die Ausbildungsplätze 
1984/85 und das drängende Problem 
der Zunahme der Akademikerarbeits- 
losigkeit, d. h. der riesigen Studenten- 
zahlen, in aller Öffentlichkeit beraten. 

Bei den Ausbildungsplätzen sehe ich gro- 
ße Probleme für 1984 und 1985 voraus, die 
wir lösen müssen, weil nicht zu erwarten 
ist, daß es uns noch einmal gelingt, wie in 
der jetzigen Sonderaktion, weit über 
40000 zusätzliche Stellen — das ist die 
Zahl, die sich jetzt abzeichnet — zur Ver- 
fügung stellen zu können. Man kann nicht 
erwarten, daß z. B. das Handwerk, das 
jetzt eine Steigerung von 11 Prozent mehr 
an Ausbildungsplätzen im Vergleich zum 
letzten Jahr aufzuweisen hat, im nächsten 
Jahr zu einer gleichen Anstrengung, je- 
denfalls in der Größenordnung, fähig sein 
wird. Das gilt auch für die anderen Berei- 
che. 

Wir haben sowohl auf der Ebene des Kabi- 
netts wie auch heute in der Partei entspre- 
chende Überlegungen angestellt, mit dem 
Ziel, gemeinsam mit den zuständigen Stel- 

:schafte
rV 

len — das sind die Industrie 
delskammern,   die   Cv, 
Handwerkskammern, die freien ße 

das Thema in Angriff zu nehmen-     ^ 

Der Bundesvorstand war, und o  ^ 
sozusagen der rote Faden, °e $ 
durch   die   ganze   Diskussion  y 
übereinstimmend  der  Meinung; 
wir die Lektion des gestrige"^ 
nicht  wegstecken  und  wefl*   «f 

dürfen, daß aber der als rlynV 
kannte Weg ebenso entschied0 

gesetzt werden muß. , tf 
Heiner Geißler stellte im Deutsch'*!1^ 
on Dienst ergänzend fest: Die ^ Atf 
Hessen einen aggressiven Wahlk^  ^ 
führt. Es ist ihr wie der SPD in Bre%r 
lungen, die Wähler darüber hinweg   ^ 
sehen, daß sie selbst durch eine ja $ 
falsche Wirtschafts- und Sozialp^" i5l 
die gegenwärtige Krise verantwonI ^ 
Ihre Schlagworte von der sozialen V ^ 
tage, einer Umverteilung von un*eflfldf 
oben haben ein Angstpotential 9e9 h3f|! 
Politik der Vernunft und der Wirts ^ 
chen und sozialen Konsolidier^ 
Bonner Koalition der Mitte mobilis' J. 

Für das Land Hessen bringt diese5 $ 
ergebnis eine schwierige Situatj0 ^ 
Bildung einer regierungsfähigen !*• ^ 
scheint ausgeschlossen. Die SP Pf 
jetzt vor der Entscheidung, ob s,e

j5Ct/ 
teresse Hessens mit den demokra ^r 
Parteien CDU und FDP zusarnm6 / 
ten will oder ob sie ein Bündnis elf1^/ 
will mit den Kräften, die aus der rep 
tativen Demokratie aussteigen wo" 

Für die CDU beinhaltet der Wj» / 
gang eine Lehre: Die SPD VV 
skrupellos über ihre Verantwo^ ^1 
der wirtschaftlichen und sod*'* f/ 
Situation hinweg. Wir müssen o rf 
in Zukunft noch deutlicher ^ / 
daß nur die Politik der tf"^,,/ 
chen und sozialen Kons©»0 

den Aufschwung herbeiführe»1 K     i 
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pDU HESSEN 

Sh nach bitteren Erfahrungen 
e* Blick weiter nach vorn richten 

in |s • 
ServIftWu,d bel Gießen haben ln dle- 

W!      dle neu gewählte CDU- 
%<j 9s,raktion, der Landesvor- 
aHsSc?

6r partei sowie der Landes- 

S6r Cl ~~ das nochste Gremiuni 
i ^©ita Union zwischen den 
Sdb,     n ~" das Ergebnis der 
% h?SWah' vom 25. September 

er*ten. 

L ibe?gSvorsit2ender Walter Wallmann 
9*hg 'chlr<ete dabei den Stimmenrück- 
\\ H-ner Partei »'s -eine bittere Erfah- 
Cl%r Wähl'6 eine erste Meinungsäußerung 
S Scu er nach der Bundestagswahl auf 
v°n Win ler'9en We9 der Konsolidierung 
S Prjp chaft und Finanzen durch Union 
s°he CrJ

n Bonn darstelle, aber die hessi- 
% .Kuit- Sei nicnt gesonnen, deshalb in 
Y verfai        ung inrer ei9enen Betrübnis 
y*\irn ' denn es 9ebe keine Alterna" 
\. c riCnt'gen Kurs der Bonner Regie- 
jH w

r. er,tspreche  in vollem  Umfang 
%*n     rhin der Auffassung der CDU 

!*'' ^r
nr^9swahl habe leider zum Nach" 

Hier, J! U 2U einem Zeitpunkt stattge- 
Sj?? Persönliche Opfer der Konsoli- 
i ^hw mancne Wähler spürbar, der 
Nnoch9 aber erst für die ExPerten 

h r^n * niCnt für alle Bürger meßbar ge- 
>< -dieoen Fur die Union gelte es des- 
l ye"rkr *

laPPe in anständiger Haltung 
Sem A* und die richtige Politik mit 
f^urk mit Bück auf die Zukunft 
'0|9 auch en"' dann werde sicn der Er" 
a sinst ln sPateren Wahlen sicher wie- 
Q inlana Die hessische CDU habe 

st derT Janren gelernt,„unter der Un- 
^ Verhältnisse Wellentäler in Soli- 

darität miteinander zu durchschreiten und 
stets den Blick nach vorn zu richten". 
Nach Auffassung der CDU kommt es jetzt 
darauf an, „die Zitterpartie in Hessen end- 
lich abzuschließen". CDU und FDP mit 47 
Prozent der Wähler auf der einen, die So- 
zialdemokraten mit 46,2 Prozent auf der 
anderen Seite seien aufgerufen, die Un- 
entschiedenheit der hessischen Situation 
zu beenden, denn trotz ihrer Stimmenge- 
winne habe schließlich auch die SPD ihr 
Wahlziel der Alleinregierung nicht erreicht. 
Es sei für die SPD unerläßlich, ein deutli- 
ches Wort zu den im Wahlkampf verhei- 
ßenen „klaren Verhältnissen" zu sagen. 
Eine deutliche Absage erteilte Wallmann 
„jeglichen Duldungserwartungen" gegen- 
über einer Minderheits- oder geschäfts- 
führende Regierung Börner. Dieser „Hän- 
gezustand" habe zum Schaden des Lan-i 
des nun lange genug gedauert, er sei 
auch an den zeitlichen Grenzen der Ver- 
fassung angelangt. 
Wallmann erklärte, die CDU werde das 
Bündnis der Mitte von CDU und FDP un- 
verändert in der Arbeit des neuen Landta- 
ges fortsetzen. Eine sogenannte „große 
Koalition" von CDU und SPD schloß Wall- 
mann aus, da dies dem Wählerauftrag an 
CDU und FDP nicht entspreche. Mit wech- 
selnden Mehrheiten im Landtag könne die 
SPD ebensowenig rechnen. In der begin- 
nenden praktischen Arbeit des Landtages 
sollte deshalb auf alle vordergründige Tak- 
tik verzichtet werden, wie sie im Zusam- 
menhang mit den Haushaltsgesetzen 1983 
stattgefunden habe. Die Rollenverteilung 
im Landtag müsse schnell geklärt werden, 
um nicht den Eindruck von weiterem par- 
teitaktischem Gezänk zu erwecken. 
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CDU Bremen: Nicht 
zufrieden, aber auch 
nicht entmutigt 
Bei der Bremer Bürgerschartswahl am 
letzten Sonntag hat die FDP 25000 Stim- 
men verloren und zieht damit weder in 
das Landesparlament noch in die Kom- 
munalparlamente ein. Dieser Vorgang 
hat bundespolitische Bedeutung, weil 
die Bremer FDP eine Koalitionsaussage 
zugunsten der SPD gemacht hatte. Sie 
ist gescheitert, weil sie sich dem Kohl/ 
Genscher-Kurs widersetzt hat, stellt 
MdB Reinhard Metz, stellv. Landesvorsit- 
zender der Bremer CDU, fest. 

Die SPD hat 10000 Stimmen hinzugewon- 
nen. Ihr gelang in den letzten drei Tagen 
vor der Wahl eine ungeheure Mobilisie- 
rung. Die Werftarbeiter setzten Bürger- 
meister Koschnick seit Tagen zu. Sie zo- 
gen vor das Rathaus und pfiffen ihn aus. 
Koschnick wehrte sich mit dem Rücken 
zur Wand. Das alles spielte sich im Lokal- 
fernsehen ab. Die Lokalzeitungen unter- 
strichen den Eindruck, der Bürgermeister 
befinde sich in den schwersten Tagen sei- 
nes Lebens. Das haben viele Bremer nicht 
ausgehalten. Die Werftarbeiter, die die 
SPD boykottieren wollten, haben dem 
Bürgermeister die an sich zögernden 
Wähler in die Arme getrieben. Ins 60 km 
entfernte Bremerhaven schwappte diese 
emotionale Welle nicht so "hoch. Hier ver- 
lor die SPD leicht. 

Das bürgerliche Lager hatte Mobilisie- 
rungsschwierigkeiten. Das lag nicht nur an 
allgemeinpolitischen Entscheidungen, 
sondern auch an der Koalitionsaussage 
der FDP, die ja nicht gerade motivierend 
wirkte. Die CDU hat sehr viele FDP-Stim- 
men gewonnen, aber nicht alle eigenen 
Wähler an die Urne gebracht. Die Bremer 
CDU hat einen engagierten Wahlkampf 
geführt. Sie hat große Unterstützung aus 

dem Bundesgebiet, vor allem durcn ^ 
deskanzler Helmut Kohl erfahren, f1 ^ 
den Bundeskanzler zusammen ^ ^ 
Bremer Spitzenkandidaten Berni 5#' 
mann zentral plakatiert. Sie hat /^j 
men und vier Sitze in der Bürger^ 
hinzugewonnen. Sie ist nicht zu'rl 

aber auch nicht entmutigt. jit 
Die politischen Verantwortlichkeit c- 
Bremen sind klar. Die SPD hatte die ^ 
lute Mehrheit und hat sie erneut. Maj1 ^ 
sehen, ob sie in Zukunft besser rn' ^ 
Problemen des kleinen Bundesland«*^ 
tig wird als in der Vergangenheit- ^e-^ 
Probe auf das Durchsetzungsve^ p 
des Bürgermeisters könnte befeljje i"1 

Senatsbildung sein. Seine Partei. ^ 
Wahlkampf praktisch hinter dem P ^ 
des Bürgermeisters verschwunden , 
macht sich bei der Verteilung der " ( 
wieder bemerkbar. Wir werden scj1 ^ 
den nächsten Tagen wissen, was di* ^ 
mer SPD mehr beschäftigt: Sachpr0 

oder Personalprobleme. 

Gewerkschaftsführer sollt* „ 
sich nicht mißbrauchen *aS / 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ^ 
die Gewerkschaftsführer davor, s*c ^ 
der SPD parteipolitisch mißbrauch6^, 
lassen. Gewerkschaftsführer sind ^ / 
eher Partei auch immer sie angeht er 
in erster Linie Vertreter der Arbeitn* ^ 
schaff. In dieser Position sind s'ejtf/ 
schließlich den Interessen der Arb6^ 
mer verpflichtet — nicht denen der $ 
ker, erklärt der parlamentarisch6• .$• 
Schäftsführer der CDU/CSU-Bunde5 

fraktion, Wolfgang Schäuble. • 
Wer den großen sozialen Konflikt he^ 
wie in der Sitzung des Gewerkscr*' fI- 
tes behauptet — zwischen ArbeM^f 
und Arbeitnehmern sieht, wird ein f^ 
ideologischer Enge; der wirkliche K j, 
liegt heute zwischen Arbeitsplatz^5 

und Arbeitsplatzsuchenden. A 
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STEUERPAKET 

Jähere und mittlere Betriebe 
Werden am stärksten entlastet 

p^    uPpositionskritik am Steuer- 
\ ,.?••" Bundesregierung stellt 
$t* J0r8 Häfele, Parlamentarischer 
der p?Sekretär beim Bundesminister 
9*sic'hanZen' fol9endes fest: An" 

s« eines Schuldenstandes von 

l| ^hd      M,l,|arden Mark bei Bund, 

°st htn Und Gemeinden» Bann und 

"kru     ln der Finanzpolitik die Sa- 
V0rr 

ng d«r Haushalte unbedingten 
köhh n9- Steuerliche Maßnahmen 

Ö'eite n dlese Hauptaufgabe nur be- 
tr6te 

n- Sie können jedoch die einge- 
v°h h 6n Fen'entwicklungen nicht 
Wend

eute auf morgen zum Besseren 

M 
9ier, 

l9Rdön    Steuerentlastungsgesetzen 
83 und 1984 verfolgt die Bundesre- 

^stanrtdaS 2iel' die ertra9sunabnan9'9en 

\g     teile der Unternehmensbesteue- 
bildUn

Uruck2uführen und die Eigenkapital- 
^eSe ^

der Unternehmen zu stützen. Auf 
*Uf ej     

ise sollen die Wirtschaft wieder 
9ef(jhr!Jen mittelfristigen Wachstumspfad 

VcW Und die Bescnafti9un9 verbessert 

%nd 
cn- die steuerpolitische Aus- 

9ßri Ur^
rset2un9 vor allem unter kurzatmi- 

ger^    VorcJergründigen Verteilungsge- 
d'e Suhnkten ZU führen- Es 9eht darum- 
H*st 

nz unserer Unternehmen zu 
9en^ ®n und die sich verstärkende Ei- 
ben   Plta|schwäche mittelfristig zu behe- 

Erst am Ende eines Zeitraums, in dem die 
Sanierung mit Zähigkeit durchgehalten 
wird und die steuerlichen Maßnahmen zu 
greifen beginnen, können auch unter Ver- 
teilungsgesichtspunkten günstige Ergeb- 
nisse stehen: Es wird dann möglich sein, 
das soziale Netz in seinem Kern zu erhal- 
ten und die Beschäftigung zu verbessern. 
Dies ist in der schwierigen Lage, in der wir 
uns befinden, die beste Verteilungspolitik. 

Trotz dieser grundsätzlich anderen Ziel- 
richtung stimmt nicht einmal die rein auf 
den Tag bezogen verteilungspolitisch an- 
gelegte Kritik der Opposition am Steuer- 
paket der Bundesregierung. Es ist eben 
nicht so — wie vor allem der nordrhein- 
westfälische Finanzminister Posser immer 
wieder behauptet —, daß die im Regie- 
rungspaket vorgesehene Senkung der 
Vermögensteuer fast ausschließlich Groß- 
betrieben zugute käme: auf 0,7 Prozent 
der nichtnatürlichen Personen entfielen 60 
Prozent der Steuersenkung. 

Diese Zahlen sind zwar rechnerisch richtig 
aus der Vermögensteuerstatistik 1977 ab- 
geleitet, geben jedoch wegen ihrer einsei- 
tigen Auswahl ein verzerrtes Bild, das so 
nicht stehenbleiben sollte: 

Unternehmen mit einem Betriebsvermö- 
gen von über 50 Millionen Mark zahlen 
rund 75 Prozent der auf nichtnatürliche 
Personen entfallenden Vermögensteuer. 
Ein Entlastungsvolumen von 60 Prozent 
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(1984 rund 70 Prozent) entspricht nicht 
einmal ganz diesem Verhältnis. 

Mittelständische Unternehmen werden 
durch den geplanten Freibetrag von 
125 000 Mark entlastet. Von den insge- 
samt 300 000 natürlichen Personen mit 
Betriebsvermögen werden 60 000 und von 
den 140 000 Körperschaften rund 80 000 
künftig völlig von der Vermögensteuer 
freigestellt. 

Bei den verbleibenden Unternehmen wird 
die Entlastung der kleineren Betriebsver- 
mögen durch den Freibetrag über die all- 
gemeine Entlastung von 25 Prozent hin- 
aus beträchtlich erhöht. Zum Beispiel be- 
trägt die Steuerentlastung bei einem Un- 
ternehmen mit einem Betriebsvermögen 
von 250 000 Mark 50 Prozent. Bei einem 
Unternehmen mit 100 Millionen Mark Be- 
triebsvermögen beträgt sie nur 0,13 Pro- 
zent. 

Auch die Entlastung durch Freibetrag und 
allgemeine Ermäßigung um 25 Prozent zu- 
sammengenommen wirkt sich für kleine 
Betriebe viel durchschlagender aus als für 
große: Die Entlastungswirkung beträgt für 
einen Betrieb mit 250 000 Mark Betriebs- 
vermögen 62,5 Prozent, für einen Betrieb 
mit zehn Millionen Mark Betriebsvermö- 
gen 25,9 Prozent und für einen Betrieb mit 
100 Millionen Mark Betriebsvermögen 25,1 
Prozent. 

Berücksichtigt man ferner, daß die kleine- 
ren und mittleren Unternehmen mit Ein- 
heitswerten bis 120 000 Mark zehnprozen- 
tige Sonderabschreibungen mit einem Ge- 
samtvolumen von rund einer Milliarde 
Mark erhalten sollen, so wird diese Wir- 
kung noch deutlicher: Die Entlastung der 
Betriebe mit einem Betriebsvermögen bis 
zu zehn Millionen Mark macht rund 42 
Prozent der vorgesehenen Gesamtentla- 
stung der gewerblichen Wirtschaft von 
insgesamt rund 3,5 Milliarden Mark aus. 

Kein Anlaß für 
Zinspessimismus 
Bundesfinanzminister Gerhard S 
tenberg sieht für die investieren"' ||( 

Unternehmen in der BundesreP%, 
keinen Anlaß zum Zinspessimi^ 
Vor seinem Abflug zur diesjährig 
Weltwährungskonferenz in Wa*J'! 
ton gab der Minister in einem W* 
view mit der „Kölnischen Rund'AUj' 
schau" (23. 9.) seiner Hoffnung * & 

druck, daß die InflationserwarW•, 
in den USA weiter eingedämmt * 
den. Das könne zu einer Entsp*"^ 
nung der internationalen Geld-u 

Kapitalmärkte beitragen. 

Frage: Solange internationale Finanz^,/ 
einträglicher sind als Investitionen in °e ^f 
Unternehmen, bleiben die Impulse jrjjjlf 
die hierzulande von staatlichen SpafPr |# 
men und Steuererleichterungen ausgen^je $ 
nen. Besteht eine Chance, die Strates j 
Bundesregierung international abzustu»* 

Gerhard Stoltenberg: Für die de^^ 
Wirtschaftspolitik wäre es zweifel'05 y 
Erleichterung, wenn die US-Zins*V jr 
rückgingen und auf diese Weise <*' ^ 
kennbaren    binnenwirtschaftlichen   ^ 
Schwungkräfte auch von außen 9e ^ 
würden. Deswegen haben wir - üü0$ 
den es auch weiterhin tun — mit den ^ 
über die dafür notwendigen Schritt }. 
sprochen, leider bisher noch mit be0 
tem Erfolg. ^ 
Auf der anderen Seite muß man ab**" ^ 
sehen, daß die wichtigsten . 
uns selbst liegen. Wir müssen v°r 

für einen glaubwürdigen und überzeU% 
den wirtschaftspolitischen  Kurs sojir 
der die Attraktivität des Investition««  $ 
orts Bundesrepublik mittel- und lanfl" 
erhöht. . 
Die Sanierung der öffentlichen Fir*. $ 
wird die Kapitalmärkte entlasten ufl

e\\i 
den  privaten  Investitionen wieder 
Spielraum verschaffen. 
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'^FORMATION 

g6o^fcitere Landesverbände 
*»      NAT0-Doppelbeschluß 
de vor»tSM heidun9 ^er SPD-Landesverbän- 
^r|jn ^ar^burg, Schleswig-Holstein und 
e^rt9rt9en den NATO-Doppelbeschluß 
Vtaf r 0bmann der CDU/CSU-Bun- 
schuß V.raktion 'm Auswärtigen Aus- 
V°ndr • s Stercken: Die Entscheidung 
\ Jj* weiteren SPD-Landesverbänden, 
Sor^yp-Doppelbeschluß von 1979 ka- 
9en ,ch und bedenkenlos aufzukündi- 
Qberra 

mt für den Beobachter nicht 
ni9er e

Schend; sie bleibt nichtsdestowe- 
r^Scnt 'JJ bestürzender Vorgang. Sie über- 
V°"en T 

We9en nicht, weil der nun auf 
%v 

Urer' laufende Prozeß der Loslö- 
riisSes°

n der Sicherheitspolitik des Bünd- 
S JjJ der SPD schon seit mehr als ei- 
S rui 'm Gan9e ist- Der Unterschied 
*%f fr

r.dar|n: Wo sich führende SPD-Po- 
d^rn q6

Uher durch das Hintertürchen aus 
Po|'tik v e'nsamen Haus der Sicherheits- 
p0rfle 

erabschiedeten, so z. B. durch die 
Vßrg|e. n9  nach  Anrechnung  der  nicht 
SCtw    ''Daren    hriticr-hon    i inri    fran7Ö«ii- 
sch 'en Syst 

ren   britischen   und   französi- 
fen© Ä^ysterne, so gleicht nun dieser of- 
V^n  

S2u9 einem in Panik vollzogenen 
lrßs   cÜS dem Fenster, weil jemand an- 

ruft, obwohl es nirgends bCnt;
Feuer 

&e,!^Ö,e: Keine politischen 

in 

Stationen in der Kirche 
*t\ Brbstvollversammlung   der   deut- 
d6r 'i

chöfe in Fulda hat die Katholiken 
^tteSd 

Undesrepublik davor gewarnt, 
Sen 'enst und Kirchen zu Demonstra- 
Sche °lltischer Willensbildung zu miß- 
'*it ,*?• Die Bischöfe erklärten, die Ein- 
Si de 

2er 5nristen dürfe nicht gefährdet 
stört werden. Wer Gottesdienst 

und Gotteshaus zu einer Demonstration 
politischer Willensbildung mißbrauchte, 
schädige sie und diene nicht dem Frieden. 

Einseitige Vorleistungen 
machen Frieden nicht sicherer 
Der Appell des Rates der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (EKD). an die Groß- 
mächte, das Äußerste für den Frieden zu 
tun und dabei auch unkonventionelle We- 
ge einzuschlagen, ist zu begrüßen. Wer 
wünschte sich nicht jene Kompromißbe- 
reitschaft der beiden Blöcke, die in Genf 
am Ende zu einer Vereinbarung über die 
drastische Verminderung der nuklearen 
Mittelstreckenpotentiale führte? Dort je- 
doch, wo die EKD die Meinung vertritt, 
man müsse von der einen wie von der an- 
deren Seite auch dann einmal Vorleistun- 
gen verlangen können, wenn ihnen auf 
Anhieb keine Gegenleistungen folgen, be- 
gibt sie sich auf ein gefährliches Terrain; 
denn solche Vorleistungen sind von der 
UdSSR nicht zu erwarten; sie müßten also 
schon vom Westen erbracht werden. Ob 
damit allerdings der gewünschte Effekt 
der allseitigen Abrüstung und Friedenssi- 
cherung erreicht würde, darf man nach 
Lage der Dinge wohl bezweifeln, stellt 
MdB Willi Weiskirch fest. 

Weniger Insolvenzen 
Wenn zum ersten Mal seit 19B0 im Juli we- 
niger Insolvenzen zu verzeichnen waren 
als im entsprechenden Vorjahresmonaten, 
so ist das ein deutliches Zeichen, daß sich 
der Patient Wirtschaft langsam wieder zu 
erholen beginnt. 
Die Zahl der Insolvenzen ist eher ein Spät- 
indikator der wirtschaftlichen Entwicklung, 
der mit oft längerer Verzögerung Auskunft 
über die früher gute oder schlechte Situa- 
tion in den Unternehmen gibt. Die abneh- 
mende Zahl der Konkurse und Vergleiche 
beweist, daß insbesondere das im zweiten 
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Quartal 1983 erfreuliche Wachstum zu ei- 
ner Reduzierung der Verluste und zu einer 
langsamen Verbesserung der Erträge ge- 
führt hat. 

Diese Entwicklung wird sich schließlich 
auch auf dem Arbeitsmarkt positiv auswir- 
ken, wenn eine der Quellen der Arbeitslo- 
sigkeit, nämlich die insolvenzbedingte 
Freisetzung von Arbeitskräften, langsam 
versiegt. Hauptbetroffene bei der Schlie- 
ßung von Betrieben sind die älteren Ar- 
beitnehmer; die zurückgehende Insol- 
venzquote vermindert die Sorgen dieser 
besonders schwer in ein neues Arbeits- 
verhältnis vermittelbaren Arbeitskräfte um 
ihren Arbeitsplatz. 

NRW-Regierung kürzt massiv 
bei den Gemeinden 
Zum Vorwurf der SPD-Landesregierung 
von Nordrhein-Westfalen, der Bund trage 
die Schuld für die Finanzkrise der Städte 
und Gemeinden, erklärte der kommunal- 
politische Sprecher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion Gerhard Braun: Der Vor- 
wurf der SPD-Landesregierung kann nur 
als Verdrehung der Tatsachen bezeichnet 
werden. Kein Bundesland hat in den letz- 
ten Jahren derart massiv die Zuweisungen 
an seine Gemeinden gekürzt wie das Land 
Nordrhein-Westfalen: 1,15 Milliarden DM 
von 1981 bis 1983. 

Die neue Bundesregierung von CDU/CSU 
und FDP hat in mehreren Schritten die Be- 
teiligung der Länder an der Umsatzsteuer 
erhöht. So hat der Bund gegenüber den 
Ländern auf die sogenannte Kindergeld- 
milliarde verzichtet. Der Anteil der Länder 
am Umsatzsteueraufkommen wird von 
1982 bis 1984 stufenweise von 32,5% auf 
34,5% erhöht. Außerdem erhalten die Län- 
der ab 1. Juli 1983 durch die Erhöhung 
des Mehrwertsteuersatzes zusätzliche 
Steuereinnahmen, die allein 1984 über ei- 
ne   Milliarde   DM   ausmachen   werden. 

itere Ein erster Schritt, dem we 
folgen müssen 
Zu den Entscheidungen der DDP' 
rung zum Zwangsumtausch und zur 
lienzusammenführung erklärt der st« 
tretende Vorsitzende der CDU/CSU' y, 
destagsfraktion, Volker Rühe: D'«     , 
CSU begrüßt jede - auch die kleinJeise- 
Verbesserung im innerdeutschen P   , 
verkehr. Der Fortfall des Zwangs^. 
sches für Kinder unter 15 Jahren ist in, 
sem Sinne ein begrüßenswerter Sc   •, 
Wenn dieser Schritt als der erste *ü .fil 
nem  weiterführenden  Weg  gedacht ^, 
dann — und nur dann — handelt es   . 
um mehr als um die bloße Teilkorrekt 
ner   nicht   hinnehmbaren   Abgrenzu ^ 
maßnähme, die nun seit drei Jahre" 
gegenseitigen Beziehungen schwer 
stet. , 

Die CDU/CSU drängt nach wie vor <$K 
daß insgesamt Voraussetzungen g«jj e,- 
fen werden, die einen Reiseverken ^ 
möglichen, wie er vor der Erhöhung 
Zwangsumtausches bestanden hat- ^ 
halb appellieren wir an die Führung ^ 
DDR, nicht auf halbem Weg stehe" ^ 
bleiben, sondern diesem ersten »c 
weitere folgen zu lassen. Deutlich« f. 
besserungen im innerdeutschen Re'se

5jtiv 
kehr würden sich ebenso deutlich P° 
auf die Gesamtbeziehungen auswirk« ^ 
Die jetzt ebenfalls bekanntgegelLr 
DDR-Verordnung zu Fragen der Far"'. 
zusammenführung kann nicht befri«Jig^ 
Im Ergebnis bedeutet sie nicht m«"1 i5: 
eine Formalisierung der bisherigen Pr .„,. 
Es handelt sich um reine Kann-0e 

mungen, die auch noch durch eine r 

zahl von Versagungsgründen el ^ 
schränkt werden. Diese Regelungen ^f 
nen nicht als Einlösung der Mad ^ 
KSZE-Zusagen gewertet werden. e 

schließlich eine „wohlwollende" und K f, 
restriktive Praxis in dieser Hinsicht 
dem. 
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BRIEF AN EX-KANZLER SCHMIDT 

Ueiner Geißler: Das Nein der SPD zur 
NATo gefährdet uns alle 
\ h*tti< SM'°9en persönlichen Angriffen 
cDulrte dje SPD auf die Kritik von 
a^er unera,sekretär Helner Geiß,er 

\   ' Haltung der Sozialdemokra- 
ten!*1 NATO-Doppelbeschluß. In 
Hei^^haltlich mit Bundeskanzler 
\ J? Kohl abgestimmten Brief an 
HIM? mal|gen Bundeskanzler 
s*'Cw   läutert Helner Geißler 
Ko|0   Vorwurf von der „fünften 

W0rt|a
lef von Heiner Geißler hat folgenden 

Sehra 
ÖUr>deuhrter Herr Bundeskanzler, 
% .Kanzler Helmut Kohl hat mit mir 
N>r        Brief vom 19' September 1983 
%i Y°hen und wird Ihnen in den näch- 
i%c.a9en auch selber antworten. Es ist 
V.   Wichti9 für mich, auch persönlich 

Vh     schreiben. 
b6j feiner festen Überzeugung geht es 
^h|UB

m strett um den NATO-Doppelbe- 
q6r ü nur vordergründig um die Frage 
9*hte     üstun9 im Herbst. In Wahrheit 
che ^ ®ln lr»rer Partei um eine grundsätzli- 
Hiit     tlerung der deutschen Außenpolitik 
^ut$J?rT1    2iel.     die     Bundesrepublik 
\^ ^'and langfristig aus der westlichen 
Ich .  auszuführen. 
l8Ö3)abe  am  Samstag   (17.  September 

%ür9esa9t' die SPD werde durch die 
l$nVo'

9e ,Krit|k an den Vereinigten Staa- 
%d 

Arnerika und die fast nahtlose Ver- 
% |u 9 sowjetischer Argumente gegen 
^cht °hrustung, ob sie es wolle oder 
^iig' n der geistigen Auseinanderset- 

ze 5. Kolonne der anderen Seite. 

Ich habe von der geistigen Auseinander- 
setzung um den NATO-Doppelbeschluß 
und nicht von der Gesamtpolitik der SPD 
gesprochen. Mein Vorwurf ist nicht eine 
grundsätzliche Charakterisierung der So- 
zialdemokratischen Partei, sondern be- 
zieht sich auf die Argumentation einer 
wachsenden Mehrheit in der SPD in einer 
konkreten politischen Position, die aller- 
dings eine historische Dimension hat. Ich 
habe dies im Zweiten Deutschen Fernse- 
hen am Montag (19. September 1983) 
noch einmal begründet. 

In dieser geschichtlichen Situation dürfen 
die grundsätzlichen Gegensätze der Posi- 
tionen nicht verschleiert werden. Es geht 
um nationale Existenzfragen. Niemand 
sollte sich später den Vorwurf machen las- 
sen müssen, geschwiegen zu haben, wo 
es notwendig gewesen wäre zu sprechen. 

Die Weimarer Republik wurde nicht zuletzt 
durch ihre Unfähigkeit, sich geistig zur 
Wehr zu setzen, zerstört. Das Wort von 
der 5. Kolonne in der geistigen Auseinan- 
dersetzung — und dies war meine Ab- 
sicht _ soll die Mehrheit in Ihrer Partei 
zur Besinnung rufen und sie auffordern, 
sich wieder eindeutig und klar zum NA- 
TO-Doppelbeschluß zu bekennen und je- 
dem erkennbaren Versuch überzeugend 
entgegenzutreten, die Bundesrepubik 
Deutschland aus der NATO herauszulö- 
sen und in die politische Neutralität zu 
führen. 
Diese   Beschreibung   einer   langfristigen 
politischen Entwicklung in der Soziaide- 
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mokratischen Partei ist keine böswillige 
Unterstellung; sie entspringt vielmehr der 
Sorge um die politische Zukunft unseres 
Landes: 

1. Ein Nein zum NATO-Doppelbeschluß 
würde den Beginn der Auflösung des 
westlichen Bündnisses bedeuten. Wer ge- 
gen das Bündnis in einer so wichtigen 
Frage wortbrüchig wird, kündigt in letzter 
Konsequenz das Bündnis auf. In einem 
Bündnis gibt es nicht nur Rechte, sondern 
auch Pflichten. 

2. Der NATO-Doppelbeschluß ist Zwi- 
schenstation, nicht Endpunkt der jetzigen 
Auseinandersetzung. Den berechtigten 
moralischen und politischen Widerstand 
gegen die weltweite Rüstungsspirale aus- 
gerechnet auf den NATO-Doppelbeschluß 
zu konzentrieren, ist sicher nach unserer 
gemeinsamen Auffassung absurd, da der 
NATO-Doppelbeschluß gerade das Ziel 
hat, das Raketenpotential in Europa zu 
vermindern. 

In dieser Situation trägt die SPD für den 
Inhalt und die Folgen ihrer Argumente ei- 
ne große Verantwortung. Muß es nicht 
auch gerade Sie nachdenklich machen, 
wenn Sie aus dem Munde Ihrer Partei- 
freunde dieselben Argumente gegen die 
Nachrüstung hören, wie sie die Sowjetuni- 
on vorbringt. Wenn der sowjetische Au- 
ßenminister zum Beispiel erklärt, die 
Nachrüstung destabilisiere das Gleichge- 
wicht in Europa und die Amerikaner woll- 
ten in Genf keine Abrüstungserfolge, wer- 
den ihm nur wenige Bürger in der Bundes- 
republik Deutschland glauben. Wenn aber 
führende Politiker der SPD dieselben Ar- 
gumente verwenden, bekommen diese ein 
starkes politisches Gewicht, da sie mit der 
Autorität und der Glaubwürdigkeit einer 
großen demokratischen Partei in das Den- 
ken der Menschen vermittelt werden. 

Ich kann nur vermuten, was Sie über den 

in Ihrer eigenen Partei sich ausbreite j* 
Antiamerikanismus, die Beteiligung je 

render Sozialdemokraten an der B|oC ^r. 
der amerikanischen Kasernen, d'e ^ 
harmlosung des totalitären Chara ^ 
und der expansiven Außenpolitik d® ^. 
wjetunion durch viele Ihrer eigenen r 
freunde denken. Daß Sie die ?°r *$$> 
von SPD-Vorstandsmitgliedern nacn J 

Austritt der Bundesrepublik Deutsch ^ 
aus der NATO ohne Einschränkung & 
ligen, weiß ich. 

um i* 
Man muß keine Gespenster sehen, 
erkennen, daß hier ein geistiger E 
prozeß stattfindet. Denjenigen, die 
^•WbVM        OlUUilllUIil.        UCIIJOMiyV"! Mjl 

langfristige grundsätzliche Änderung 
deutschen Politik einleiten wollen- „ 
jetzt deutlich und für jeden y,ers^„^ 
entgegengetreten werden, um sc ^ 
vom deutschen Volk abzuwenden s 

fühle ich mich aufgrund meines Amtse 

in meinem Gewissen verpflichtet. ^ 

Die geschichtliche Leistung der SoZ' ^. 
mokratischen Partei für unsere DerT1 ^ 
tie ist von mir nie in Frage gestellt *° •$• 
und ich halte auch in Zukunft die Übe ,, 
Stimmung in den politischen Grund'J 
zwischen unseren Parteien für geb° {g, 

Sie werden auf der anderen Seite ve ^ 
hen, daß meine Parteifreunde und "c $ 
ßerordentlich betroffen sind, daß "^f 
gene Partei die CDU als „RaketenP*^. 
und „raketenlüsterne Organisation .^ 
gen einer Politik angreift, die Sie. .„ 
Bundeskanzler, selber konzipiert Nj 

tu 
. v..»     ...W.....«P.t    WW,      WM    U,    -— ft' 

NATO-Doppelbeschluß und zu eioe(0 ^. 
ren und eindeutigen Bekenntnis zur # 
TO, würde mein Vorwurf von selb5 

genstandslos werden. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Dr. Heiner Geißler A 

Leider haben auch Sie meiner Parte's 

die Fähigkeit zum Frieden abgespr°c ^ 

Fände die Mehrheit der SPD zurück 
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ABRÜSTUNG 

He Vorschläge Reagans zeigen 
^Berste Kompromißbereitschaft 
I^ÖU/csu begrüßt die neuen 
ta ,°rschläge und die Äußerungen 
V*Cent Rea9ans vor der UNO" 

h ®rsammlung. Zum zweiten Mal 
"nalh AU..  U.lk..    l.k.A»  haha 

»o||v"
,B,u Reagans vor der UNO 

*r*&mmlung. Zum zweiten K— 

% 'M     elnes halben Jahres haben 
ten a    USA in substantiellen Fra- 
^iot    erst kompromißbereit ge- 
Vsurk,art der stellvertretende 
^öS    nde der CDU/CSU-Bundes- 
CJ Aktion, MdB Volker Rühe. 

'de6 ~~ in en9ster Abstimmung mit 
"^'VK Bundnis erarbeitete — neue 
firri$th ndlun9sposition beweist das 
Vha

afte Interesse der USA an einem 
<%Se 

dlungsergebnis noch im Verlauf 
öie sechsten Genfer Runde, zumal auf 
^°ska SOnderen Sicherheitsinteressen 
v ^. Us Rücksicht genommen wurde: 
d*s Ü.ySA verzichten darauf, in Europa 
Si 

^echt 

Jq^
6ltweite sowjetische Potential der 

*u9lLÜÜt2ten Mittelstreckenraketen aus- 
sondern  bestehen   nur  auf 

V necnt weltweit gleicher Übergren- 

rN ühSA sind der sowJetischen Forde- 
ret» eine Begrenzung sowohl von 
9erwin als aucr> von Flugzeugen entge- 
v jpommen. 
%wU2ierung beim westlichen Nachrü- 
"* au sollen sowohl die Pershing II 
^n ? die Cruise-Missiles betreffen. 
% nu?i'e SowJetunion eine Begrenzung 
se$ >u, aren Rüstung will, dann ist die- 
Das 'ei Jetzt erreichbar. 
%i ynstnafte Interesse der USA an ei- 
wiewernandlungsergebnis mit der So- 
SicWSn noch in diesem Jahr spiegelt 
S^en p6r 9esarr>ten Rede des amerikani- 
^ T ras"denten wider: 
^     ^ des brutalen Flugzeugabschus- 

ses durch sowjetische Militärmaschinen 
ist die Rede im Ton moderat. 
— Die Vorschläge für die neue Verhand- 
lungsposition sind in ihren Konturen klar 
und deutlich, lassen den Unterhändlern in 
Genf aber im Detail viel Spielraum für eine 
gemeinsame Übereinkunft. 
— Allen Verleumdungen gegen ihn zum 
Trotz hat Präsident Reagan erneut die 
Überzeugung vertreten, daß ein „Atom- 
krieg nicht gewonnen werden kann und 
niemals geführt werden darf". 

Die CDU/CSU ist davon überzeugt, daß 
diese Rede des amerikanischen Präsiden- 
ten gerade in der augenblicklich ange- 
spannten weltpolitischen Lage hilfreich in 
der Sache ist und zur Verbesserung des 
politischen Klimas beitragen wird. 
Jetzt ist Moskau am Zuge. Die Sowjetuni- 
on hat sich bisher in den für eine Einigung 
in Genf entscheidenden Fragen als ausge- 
sprochen unflexibel erwiesen und ist nun 
dringend gefordert, in diesen für die Si- 
cherheit Europas zu entscheidenden Ver- 
handlungen endlich ihre Kompromißbe- 
reitschaft unter Beweis zu stellen. Das be- 
deutet: 
— Verzicht auf die nicht zu rechtfertigen- 
de Forderung nach Einbeziehung der see- 
gestützten britischen und französischen 
Raketen in die INF-Verhandlungen. 
— Anerkennung des Prinzips der glei- 
chen Rechte für die USA wie für die 
UdSSR. 
Die Argumentationslinie der SPD gegen 
den Doppelbeschluß mit dem Vorwurf 
mangelnder Ernsthaftigkeit und Flexibilität 
der USA ist spätestens jetzt deutlich zu- 
sammengebrochen, falls es dafür jemals 
eine sachliche Grundlage gab. 
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SCHULEN 

„Friedensaktionen" 
dürfen nicht geltendes 
Recht mißachten 
„Auf keinen Fall kann Schule über verteidi- 
gungspolitische Konzepte entscheiden 
wollen. Daß sie sie zur Kenntnis gibt, ist 
selbstverständlich. Aber es ist nicht Sinn 
der Schule, zu sagen, wer für den NATO- 
Doppelbeschluß ist, der ist für den Krieg, 
und wer für einseitige Abrüstung ist, der 
ist für den Frieden. Das wäre eine solche 
Verzerrung der Wirklichkeit, daß im Grun- 
de ein solcher Lehrer seinen Auftrag nicht 
erfüllt. Wenn Lehrer sich ideologisch ver- 
steifen, dann wäre es nützlich, daß sich 
Schüler und Eltern zu Wort melden. Eine 
extremistische Ideologie darf auf keinen 
Fall in den Schulen Platz haben." 

(Hanna-Renate Laurien, 
Senatorin für Schulwesen, Jugend und Sport 
des Landes Berlin) 

Inzwischen haben sich zahlreiche Sympa- 
thisanten der selbsternannten Friedens- 
bewegung — unter ihnen die Jungsoziali- 
sten in der SPD und die Gewerkschaft Er- 
ziehung und Wissenschaft — mit Aufrufen 
an Eltern, Schüler und Lehrer gewandt. Da 
soll am 20. Oktober ein „Widerstandstag 
der Schulen" gegen die Raketenstationie- 
rung durchgeführt werden. Da wird laut- 
stark gefordert, zur Teilnahme an Demon- 
strationen Unterrichtsbefreiung zu gewäh- 
ren. 

Diese Politisierung der Schule ist uner- 
träglich und verstößt gegen geltendes 
Recht. In den meisten Ländern gibt es ein- 
deutige Regelungen über politische Betä- 
tigung in der Schule: 

dl 

naftlicher 

„Schulfremde  Druckschriften dürfen _^^ 
dem Schulgrundstück an die Schüler"^, 
verteilt werden ... Plakate dürfen nu* 
gebracht werden, wenn das grün« 
ehe Verbot politischer und wirtsc- 
Werbung dadurch nicht verletzt wird' 

(NRW, Allgemeine Schulordnung, § <• Jfjpl 
und 3; ähnlich Bayerisches Gesetz übe fi1 
Erziehungs-   und   Unterrichtswesen  * 
Abs- 2) M ß\\i 
„Politische Werbung durch Wort, Sehn*- „,. 
... sowie parteipolitische Tätigkeit sind ^. 
nerhalb des Schulbereichs unzulässig- < 7) 
land, Allgemeine Schulordnung, § 1* A    .«. 
„Die Verteilung von Werbeschriften, 
ten   und   Informationsmaterial  der P8"j»t 
Gewerkschaften,   Verbände,  Vereine ••'  % 
nicht gestattet." (Berlin, AV-Werbung " 
1b) 

kein * 
„Die Schülervertretungen ... haben W'• $. 
gemeines politisches Mandat." (Rhc"\ $ 
Pfalz, Landesgesetz über die Schule". »r 
Abs. 1; ähnlich Saarland, Schulordnung, 
setz,  § 34 Abs.  1, und Schleswig 
Schulgesetz, § 97 Abs. 2) 

^ 
Hinsichtlich der Unterrichtsbefreiung :, 
Teilnahme an Demonstrationen gibt e <e- 
nen Beschluß der Kultusminister«0^, 
renz, der bis heute nicht aufgehoben 

„Der Schüler ist verpflichtet, am Unt^- 
und an den übrigen verbindlichen v   ^ 
staltungen der Schule regelmäßig     ^ 
nehmen.  Diese Verpflichtung darf     *, 
nicht kollektiv verletzt werden • • • ^*? M 
nähme  an  Demonstrationen  rech"   ^ 
nicht das Fernbleiben vom Unterricn 
eine sonstige Beeinträchtigung des      i(l 

richts. Das Demonstrationsrecht ka    f, 
der unterrichtsfreien Zeit ausgeübt 
den .. . Auch bei Teilnahme einer 0 ^, 
ren Zahl von Schülern an kollektiven ^ 
hinderungen  des  Unterrichts bleif. (i 
Anwendung   von   Disziplinarmaßn3 

nicht ausgeschlossen." $ 
(Beschluß „Zur Stellung des Schülers '* $. 
Schule" der Kultusministerkonferenz v° 
Mai 1973) 
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DEMOKRATIEVERSTÄNDNIS 

^ndesverfassungsrichter Simon 
r,fft den Rechtsstaat im Kern 

D|*Th * r'chfe  Se des Bundesverfassungs- 
%?* Simon, bei einer Nachrü- 

%r • ,en Recht und Ethik ausein" 
Ntr '•• ***die parlamentarische De- 
**cht     und den freiheitlichen 
V«,    aat lm Kern' «»"klärte Alois 
fen .s> Staatsminister im Auswärti- 

R bedrückend erfahren zu müssen, 
'öchst aus9erechnet ein Mitglied des 
Njer

en Putschen Gerichts, das in be- 
geht 6r ^e'se zur Wahrung dieses 
^Serg ates berufen ist, ein Fundament 
H d 

r Demokratie in Frage stellt, näm- 
^ejt- notwend'9en Respekt der Min- 
der de 

V°r der ethischen Güterabwägung 
"nr> rt"10^'5^ legitimierten Mehrheit; 

Hire    NAT°-Doppelbschluß ist nichts 
Q(itera.  als das Ergebnis einer solchen 

Sichern     9un9 im Rahmen der Politik der 

^it (j  n9 des Friedens und unserer Frei- 
te d 

rch die politisch-militärische Strate- 
Sirri0    

At|antischen Bündnisses. 

Sbw?e'9t offensichtlich dazu, seine Gü- 

S urv?1^9 bei der Wanrun9 von Frie_ 
h*W cLFreiheit für unfehlbar rieht 

Die 
ig zu 

'^(jb'e
uieser intolerante Anspruch läßt 

arntyrSehen' daß die Tra9er politischer 
S re?[tun9 in unserem Staat und in 
%en 

SStaatlichen Demokratien des 
^s jm

S an9esichts des ethischen Dilem- 
Nsen- A!om2e'talter eine Wahl treffen 

6i der' namlicn eine Art Übelabwägung, 
Neri !le nach bestem Wissen und Ge- 

tsach Normen der Ethik und ihrer 
V f^aonkenntnis Rechnung tragen müs- 

l39eblich ist dabei die angemesse- 
ertung der politischen Natur der 

ne 

sowjetischen Bedrohung und der ihr die- 
nenden Militärpotentiale. 

Verantwortliche deutsche Außen- und Si- 
cherheitspolitik muß die beiden Risiken 
abwehren, die uns bedrohen: politische 
Selbstunterwerfung und militärische 
Selbstvernichtung. Als Demokrat und als 
Christ bejahe ich die Strategie der Ab- 
schreckung und damit den bedingt bereits 
gefaßten Nachrüstungsbeschluß deshalb, 
weil ich mit anderen christlichen, jüdi- 
schen und religiös nicht gebundenen Trä- 
gern politischer Schutzpflicht für den 
Nächsten zu dem Ergebnis gekommen 
bin, daß die Nachrüstung — bei einem 
Fehlschlag der Genfer Verhandlungen — 
das geringere Übel ist. 

Mein Gewissen und meine Beurteilung der 
Tatsachen gebieten mir festzustellen: ein 
Verzicht auf die Nachrüstung hätte ein er- 
heblich höheres Übel zur Folge, nämlich 
einen höheren Wahrscheinlichkeitsgrad 
des Verlustes der beiden ethischen 
Höchstwerte: Frieden und Freiheit. Der 
Verlust der Freiheit in Deutschland ab 
1933 und der Verlust des Friedens ab 
1939 durch Deutschland lehren uns: Frei- 
heit und Frieden sind unlöslich miteinan- 
der verbunden. 

Die Väter des Grundgesetzes wußten sehr 
wohl, warum sie die Bundesrepublik 
Deutschland auf die Grundlage einer re- 
präsentativen Demokratie stellten. Sie 
wußten, daß Politik eine ständige ethische 
Güterabwägung darstellt, bei der niemand 
für seine Entscheidung einen ethischen 
Ausschließlichkeitsanspruch erheben 
kann, und die allein den freiheitlichen 
Rechtsstaat wahrt. 
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7. 10. LV Westfalen-Lippe 20. 10. 
Landesvorstand, Dortmund 

7. 10. CDA Westfalen-Lippe 
Landesvorstand, Dortmund 

8. 10. LV Rheinland-Pfalz 
Landesparteitag, Mainz 20. 10. 

11. 10. Frauen vereinigung Saar 
Öffentliche Veranstaltung 
Thema: „ CDU-Politik für Frieden, 21./22 10. 
Freiheit und Menschenrechte", 
Saarbrücken 

13. 10. Junge Union Niedersachsen 21./23. 10. 
Landesvorstand, Hannover 

13. 10. Junge Union Saar 
Podium zum Thema: 21. 10. 
.Jugend und Arbeitsmarkt", 
Neunkirchen 

14. 10. MIT Bund 21. 10. 
Bundesvorstandssitzung, Mainz 

14. 10. Frauenvereinigung Saar 
Öffentliche Veranstaltung 22. 10. 
Thema: „ CDU-Politik für Frieden, 
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15. 10. Frauenvereinigung Hessen 
Landesdelegiertentag, Friedberg 

17. 10. LV Berlin 
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17. 10. CDU-Präsidium, Sitzung, Bonn 
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Junge Union Saar ^ 
Landesvorstand SaarbW<* 
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Thema: „ CDU-Politik für r<; 
Freiheit und Menschenrec 
Saarlouis 
KPVBund 
Bundesvorstand und 
Hauptausschuß, München 
KPVBund ^ 
Kommunalkongreß unar^ncMf 

Vertreterversammlung, " 
Exil-CDU 
Deutschlandpolitische      , 
Regionaltagung, Dortmun 
LV Rheinland A.s^' 
Geschäftsführender Lanoe 
stand, Köln 
MIT Schleswig-Holstein,      . 
WMV-Mitgliederversamw"d$t)0 
mit Vorstandswahlen, Pen 
Frauenvereinigung 
Schleswig-Holstein, 
Delegiertentag, Itzehoe 
Frauenvereinigung, 
Westfalen-Lippe, 
Landesdelegiertentagung' 
Bad Lippspringe 
Frauenvereinigung, . 
Rheinland-Pfalz, Landest»» 
Bingen a0pfl 
CDU-Präsidium, Sitzung, p 
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